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Abzug ohne Pulver?
Sonnabend, 2. Februar 1991, 15.15 
Uhr: Eine dünne Rauchsäule steigt 
über dem Forst bei Trampe-Specht- 
hausen im Kreis Eberswalde auf und 
bildet in großer Höhe einen Pilz. 
Eine riesige Qualmwolke breitet sich 
aus. Eine schwere Detonation läßt im 
nahegelegenen Trampe Türen auf­
springen und einen Hausgiebel rei­
ßen. Im acht Kilometer entfernten 
Eberswalde bersten Keller- und 
Schaufenster. Die Alarmanlagen von 
Banken springen an. Noch 50 Kilo­
meter weiter, in Angermünde, wird 
der Knall registriert.
In Trampe ist man zwar schwere 
Schläge vom Übungsplatz der Ebers- 
walder Garnison her gewöhnt, doch

bei der sowjetischen Kommandantur, 
dann auch beim Innenministerium 
des Landes Brandenburg ein.
Die Tramper fürchten eine radioak­
tive oder chemische Verseuchung 
und versuchen, Katastrophendienste 
zu erreichen, um Messungen zu er­
möglichen. Das zuständige Innenmi­
nisterium reagiert aber erst am Sonn­
tag mit der Entsendung eines Spreng­
stoffexperten des Munitionsbergungs­
dienstes Potsdam und eines Bundes­
wehrspezialisten. Sie nehmen auf 
dem Übungsgelände die Erklärung 
sowjetischer Offiziere entgegen: Auf 
Befehl ihres Oberkommandierenden 
werde der Platz „aufgeräumt“, überal­
terte Munition vernichtet. An einer

Messungen vorgenommen werden, 
wird das Bundesamt für Strahlen­
schutz und Reaktorsicherheit in Be­
wegung gesetzt. Fünf Tage nach dem 
ungewöhnlichen Vorfall erfahren die 
Tramper Bürger endlich, daß keine 
Gefährdung durch Radioaktivität vor­
liegt. Eine chemische Analyse aller­
dings wird nicht erstellt. An diesem 
Abend werden die Zweifel an der 
Darstellung des Hergangs nicht aus­
geräumt. Die unterschiedliche Wir­
kung und Ausbreitungsrichtung der 
Detonation wird vom Chef des Pio­
nierdienstes der sowjetischen Garni­
son Eberswalde mit der Lage der Ort­
schaften gegenüber der Explosions­
stelle erklärt. Der Dezernent der

diesmal machen Wucht und Erschei­
nungsbild der Detonation Angst. As­
soziationen zu einem Atomschlag 
kommen auf. Auch der Bürgermeister 
des Ortes ist verunsichert, denn kurze 
Zeit nach dem Ereignis suchen ihn 
sowjetische Offiziere in seiner Woh­
nung auf und fragen nach Schäden an 
Häusern. Die sofortige Zusicherung 
von Entschädigung verstärkt den Ver­
dacht, daß es sich um eine außerge­
wöhnliche Explosion handelt. Der 
Wunsch nach Besichtigung der Stelle, 
an der es zur Explosion von Munition 
gekommen ist, wird abgewiesen. 
Schließlich greifen Gemeindevertre­
ter des Ortes zur Selbsthilfe. Nach­
dem der Bürgermeister den Dienstha­
benden der Kreisverwaltung verstän­
digt hat, drängen sie auf eine schnelle 
Untersuchung am Ort des Ge­
schehens. Dafür setzt sich der zustän­
dige Dezernent des Kreises zunächst

Stelle sei zu viel Pulver auf einmal 
verbrannt worden. Dadurch habe sich 
bei starkem Wind eine Wolke gebil­
det, die sich über dem Boden entzün­
det habe. Eine Pulververpuffung sei 
also die Ursache des Knalls gewesen, 
der wie beim Durchbrechen der 
Schallmauer gewirkt habe.
Die Besucher sehen keine Spuren ei­
ner Explosion, nur leichte Rasenver­
brennungen und umherliegende Gra­
nathülsen. Zweifelnd, ob ihnen der 
richtige Ort gezeigt wurde, verlassen 
sie das Gelände. Der beteiligte Leiter 
der Bundeswehrdienststelle Ebers­
walde äußert gegenüber einer großen 
Tageszeitung immerhin den Verdacht 
der Vertuschung. Das Innenministe­
rium aber sieht die Sache als erledigt 
an. Erst am darauffolgenden Don­
nerstag, als ein Tramper Abgeordne­
ter nochmals verlangt, daß bis zur 
Einwohnerversammlung am Abend

Kreisverwaltung stellt Widersprüche 
zur Darstellung am Entstehungsort 
fest. Der Bevollmächtigte des Innen­
ministeriums gibt an, in dem ihm zu­
gegangenen Bericht des Bundeswehr- 
experten sei von einem Krater die 
Rede gewesen, der die Erklärung der 
Verpuffung belege. Das Ausmaß der 
Katastrophe sei ihm nicht bekannt 
gewesen, weitere Maßnahmen hielt 
man deswegen nicht für notwendig. 
Wer will hier verharmlosen und vertu­
schen, fragen die Tramper weiter und 
fordern die Einsetzung einer Unab­
hängigen Untersuchungskommission, 
die eine Gegenüberstellung der bishe­
rigen Darstellungen mit den wahrge­
nommenen Erscheinungen und ent­
standenen Schäden vomimmt. Doch 
trotz Zusage des Kreisdezernenten 
warten sie heute -  sechs Wochen da­
nach -  noch auf einen Bericht.
Daß es keinen funktionierenden Ka­

tastrophendienst gibt ist erschrek- 
kend. Und die Tschernobyl-Lüge ist 
nicht vergessen . . .
Wer den Alltag einer Gemeinde im 
de-facto-Kriegszustand kennt, wird 
die Hartnäckigkeit der Tramper ver­
stehen. Seit Ausbruch des Golfkrie­
ges hatten die Aktivitäten der Sowjet­
armee noch zugenommen. Beginn 
des Ausbildungsjahres, sagt der Leiter 
für Ausbildung dazu. Das bedeutet 
für die Dorfbewohner oft, früh bis 
spät dem Geschützdonner ausgesetzt 
zu sein. Schwere Hubschrauber flie­
gen über ihren Häusern, Düsenjäger 
erfinden immer neue Routen.
Die Gefechtsausbildung geht weiter, 
frohlocken die Sowjets, so steht es im 
Vertrag mit der Bundesregierung. 
Munitionsverbrennung ist gesetzlich, 
es entsteht nicht mehr als C02. Und 
für den Knall entschuldigen wir uns. 
Das war’s . . .  Die Offiziere, die kurz 
angebunden auf der Einwohnerver­
sammlung sprechen und dann keine 
Zeit haben, lassen Zweifel an der 
Aufrichtigkeit der Versprechungen 
zum Abzug aufkommen.
Als das NEUE FORUM Eberswalde 
aufrief, Päckchen für Soldaten zum 
Neujahr zu packen und mit mehr als 
500 Sendungen in die Kaserne ein- 
fuhr, lag darin auch die Hoffnung der 
Bürger auf eine würdevolle Beendi­
gung der Bedrängnisse. Ihre Sympa­
thie galt den Soldaten, den Geschun­
denen, die vorgeschickt werden, um 
an den Haustüren zu klingeln, und 
Benzin, Kohle und Kalaschnikows zu 
verscheuern. Sie werden auf den 
Übungsplätzen gefährlichen „Spie­
len“ ausgesetzt. Was ist mit denen 
passiert, die dabei waren, als es 
knallte und 50 Kilometer weiter noch 
alles erzitterte und erdröhnte?
Was zählen heute die Wünsche und 
Forderungen der Tramper Bürger, die 
den Tag herbeisehnen, an dem das 
Schießen zu Ende ist, an dem sie ih­
ren Wald wieder in Besitz nehmen 
können. Die Gemeindevertretung hat 
die Umwandlung des Übungsplatzes 
in einen Naturschutzpark beschlos­
sen. Die Sowjets haben sich zu einer 
umweltgerechten Nutzung und zu ei­
nem Beitrag zur Sanierung von Trup­
penübungsplätzen bereiterklärt. Wel­
ches Gewicht haben diese Aussagen 
und der Beschluß des Kreistages, ei­
nen armeefreien Kreis zu schaffen? 
Die Fragen müssen beantwortet wer­
den, damit wirklich Frieden einzie­
hen kann in unserem Land -  und 
nicht erst 1994.
Der Wille der Bürger, die bereits 
Hunderte Unterschriften dafür gege­
ben haben, muß jetzt möglich ma­
chen, was einseitige Auslegungen von 
Regierungsvereinbarungen verhin­
dern. Sonst verpufft neben der Muni­
tion auch die Versprechung auf Ab­
zug der Truppen.
Klaus Titze, NEUES FORUM 
Eberswalde, Abgeordneter in der 
Gemeindevertretung Trampe

„Kinder von Tschernobyl" e. V. lädt ein
Fünf Jahre nach der Reaktorkatastro­
phe in Tschernobyl rüstet die Atom­
lobby wieder zum Feldzug gen Osten. 
Die Folgen des Supergaus werden 
von den Stromkonzernen im Verein 
mit offiziellen Strahlenschützem 
nach wie vor heruntergespielt, ver­
tuscht, verharmlost. Am Standort 
Greifswald, an dem es am 
24. 11. 1989 beinahe zu einem 
schweren Unfall mit möglicherweise 
noch schlimmeren Folgen als in 
Tschernobyl gekommen wäre, und 
am Standort Stendal sollen zwei neue 
Atomreaktoren errichtet werden.
Der Verein „Kinder von Tschernobyl“ 
e. V., die „Ärzte in sozialer Verantwor­

tung“, die IPPNW-Gruppe Berlin und 
die „Berliner Ärzteinitiative gegen 
Atomenergie“ wollen dem eine Zwi­
schenbilanz der Reaktorkatastrophe 
in Tschernobyl entgegenhalten. Wir 
führen dazu vom 12. bis 14. April 
1991 im Neubau der Charite Berlin 
eine internationale Tagung durch: 
„Der Preis ist zu hoch. Versuch einer 
Bilanz. Fünf Jahre nach der Katastro­
phe in Tschernobyl.“ Wir wollen auf 
das menschliche Leid, das diese 
Technologie mit sich gebracht hat, 
hinweisen und haben u. a. Gäste aus 
der Ukraine, Belorußland, Kasach­
stan, Schweden und England, Ärzte, 
Physiker, Techniker, Journalisten

und zwei Liquidatoren eingeladen. 
Dr. J. Shcherback, Dr. Tikhij, 
Dr. Levkovitsch, G. Gruschewoij u. a. 
werden über die Auswirkungen des 
Reaktorunfalls auf die Bevölkerung 
berichten. Doch wir wollen den Bo­
gen weiter spannen. Das Thema des 
bekannten englischen Femsehjourna- 
listen James Cutler ist die Vertu- 
schungs- und Verharmlosungspraxis 
der englischen Atomlobby nach den 
Unfällen in der Nuklearanlage 
Windscale/Sellafield. Da die soge­
nannte friedliche Nutzung der Atom­
energie nicht ohne die militärische 
denkbar ist, haben wir Gäste aus Ka­
sachstan eingeladen, die über die Op­

fer der Atombombentests in Semipa- 
latinsk berichten werden. Auch die 
Folgen des letzten großen Wahn­
sinns, des Golfkrieges, wollen wir 
nicht außen vor lassen. Dr. Abdullah 
Toukan aus Jordanien haben wir zu 
diesem Thema eingeladen. 
Anmeldungen zur Tagung sind noch 
möglich, es sind auch noch einige 
Übemachtungsplätze vorhanden. 
Kontakt: Kinder von Tschernobyl 
e. V. Tel. O-Berlin: 28 26 745 Funk: 
0161-1309100
Hilfsprojekte des Vereins „Kinder von 
Tschernobyl“ e.V.: Unbelastete Baby­
nahrung, Umsiedlung, Kinderferien­
aktion und medizinische Hilfe. 
Kto.-Nr.: 022338800 BLZ: 120 400 00 
bei der Commerzbank Berlin und 
Kto.-Nr.: 6400 1900 BLZ: 100 500 00 
bei der Sparkasse Berlin

Ausschluß?
Bonn. Eine Gruppe von FDP- 
Mitgliedem hat den Parteiaus­
schluß des früheren Vorsitzen­
den der DDR-Blockpartei 
LDPD, Manfred Gerlach, gefor­
dert. Zur Begründung des Antra­
ges an den Berliner FDP-Landes- 
vorstand hieß es, Gerlach habe 
seine Stellung als Generalsekre­
tär und Vorsitzender der Partei 
während der SED-Herrschaft 
dazu mißbraucht, andere zu ver­
folgen. Es gebe den dringenden 
Verdacht, Gerlach habe persön­
lich Parteimitglieder als „Gegner 
des totalitären Regimes“ denun­
ziert. Auch die „endlosen Erge­
benheitsadressen“, die Gerlach 
an seinen „persönlichen Freund“ 
Erich Honecker gerichtet habe, 
werden in dem Antrag genannt. 
Die acht Antragsteller gehörten 
überwiegend der LDPD in der 
früheren DDR an. Der Parteivor­
stand will nach Worten seines 
Landesgeschäftsführers Wi- 
chalski Ende April über die Ein­
leitung eines Parteiausschlußver­
fahrens verhandeln.

K ritik
Tutzing. Eine Unterschätzung 
der Schwierigkeiten bei der Ein­
heit Deutschlands hat der stell­
vertretende FDP-Bundesvorsit- 
zende Gerhard Baum festge­
stellt. Auf einer Veranstaltung 
der Evangelischen Medienakade­
mie in Tutzing sagte Baum, die 
bürokratischen Regelungen des 
Einigungsvertrages gingen zum 
Teil „an der Lebenswirklichkeit“ 
vorbei. Einer der Fehler sei die 
Annahme, daß man die ehema­
lige DDR während einer Über­
gangszeit auf einem niedrigen 
Lohnniveau halten könne, so 
Baum vor etwa 300 Zuhörern.

Gerechtigkeit
Oranienburg. Mehrere hundert 
Inhaftierte der sowjetischen Be­
satzungsmacht und der früheren 
DDR forderten in Oranienburg 
umfassende gesetzliche Regelun­
gen zur Rehabilitierung und Ent­
schädigung von Opfern des Sta­
linismus nach 1945. Auf einer 
Kundgebung im ehemaligen KZ 
Sachsenhausen verlangten Red­
ner außerdem die Verurteilung 
des Staatssicherheitsdienstes als 
verbrecherische Organisation 
und die Bestrafung der Schuldi­
gen.

Treuhandgesetz
Die Treuhandanstalt soll stärker 
zur Sanierung der ihr unterstell­
ten Unternehmen verpflichtet 
werden. Das wollen die Bundes­
tagsabgeordneten von Bündnis 
90/Die Grünen in einem neuen 
Treuhandgesetz verankert wis­
sen, das sie noch vor der Som­
merpause in den Bundestag ein- 
bringen wollen. Der Entwurf die­
ses Gesetzes stand im Mittel­
punkt eines Berliner Treffens der 
wirtschafts, sozial- und finanzpo­
litischen Sprecher der Landtags­
fraktionen sowie der Gruppe im 
Bonner Bundestag. Weiterhin 
wurden „gangbare Alternativen 
zur nach wie vor konzeptionslo­
sen Wirtschafts- und Finanzpoli­
tik der Bundesregierung“ disku­
tiert.


